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NEWSLETTER  04.05.2023 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
während man im Frühling der Natur bei 
dem jährlichen Neuanfang zusieht und 
bewundert, wie das triste Graubraun 
endlich wieder dem fröhlichen Grün 
weicht, wird vielleicht der ein oder an-
dere eigene Neuanfang wieder ins Ge-
dächtnis gerufen. Möglicherweise privat 
oder beruflich. Vielleicht hat es uns Mut 
und Nerven gekostet, den Blick neu zu fo-
kussieren und alte Gewohnheiten hinter 
uns zu lassen. 
 
Etwas, das vielen von uns früher oder 
später Veränderungen und Neuanfänge 
abverlangt, ist die Digitalisierung. Sie 
lässt möglicherweise liebgewonnene Ge-
wohnheiten verschwinden. Die Liebe zum bedruckten Papier zum 
Beispiel. Wie sehr ist es mir zur Gewohnheit geworden, sich die lan-
gen Schriftsätze und Gutachten mit einer Tasse Kaffee und dem 
schönen gelben Textmarker vorzunehmen und darin „rumzuma-
len“, Notizen an den Rand zu schreiben, um dann die richtige Ant-
wort in die Tasten zu tippen. Oder das „Umdrehen“ des Tagesstem-
pels, um diesen dann unzählige Male mit dem typischen Geräusch 
auf die unterschiedlichen Papierposteingänge zu drücken? 
 
All diese schönen Gewohnheiten will sie uns nehmen – die von der 
Digitalisierung erzwungene Abschaffung des Papiers. Stattdessen 
gibt es nun vollständig elektronische Akten. Alles ist virtuell. Die 
Haptik, der Geruch und auch die Geräusche des Papiers verschwin-
den. Keine dicken Papierstapel mit Schriftsätzen und Gutachten – 
nur eine kleine Datei „Posteingang.pdf“. Der Eingangsstempel wird 
auch nur noch elektronisch über eine Tastenkombination in das 
PDF-Dokument eingefügt. 
 
Es ist seltsam, es ist ungewohnt, man wird ausgebremst durch die 
Umstellung, alte Gewohnheiten müssen neuen weichen, die einem 
noch nicht „wie im Schlaf“ von der Hand gehen. Der Kaffee wird da-
bei kalt, weil man in dem ganzen neuen Ablauf nicht mehr weiß, wo 
der unterkommen soll. 
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Und dann? Eines Morgens kommt man ins Büro, 
setzt sich vor seine zwei Bildschirme und klickt 
sich durch PDFs, elektronische Nachrichten und 
Terminkalender und trinkt dabei wieder seinen 
heißen Kaffee. Denn ganz still und heimlich ha-
ben sich neue Gewohnheiten eingeschlichen und 
es ist eine neue Normalität eingezogen – nicht 
einfach und nicht selbstverständlich aber durch 
eine konstante Entwicklung und Engagement. 
Der Neuanfang ist geschafft. 

Wir wünschen Ihnen einen wunderschönen Früh-
ling, wenden Sie den Blick vom Bildschirm hoch 
in die erwachende grüne Natur … 
 
… und bleiben Sie mit uns auf dem Laufenden, 
insbesondere, was Kaffeepausen am Arbeitsplatz 
betrifft. 
 
Ihre Bettina Weber 

 

 
 

// Bundesjustizministerium beabsichtigt Entschärfung der Unfallflucht 

Jüngst war in der Presse zu lesen: Unfallflucht künf-
tig straffrei! Tatsächlich beabsichtigt das Bundes-
justizministerium eine Änderung des § 142 StGB.  
 
Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort nach 
§ 142 StGB 
Wer als Unfallbeteiligter den Unfallort verlässt, 
ohne einer feststellungsbereiten Person die not-
wendigen Angaben mitzuteilen oder ohne ausrei-

chend lang am Unfallort zu warten, läuft Gefahr, 
sich wegen unerlaubten Entfernens vom Unfall-
ort strafbar zu machen. Das Gesetz sieht eine 
Freiheitsstrafe von bis zu 3 Jahren oder Geld-
strafe vor. Wurde bei dem Unfall ein Mensch ge-
tötet, nicht unerheblich verletzt oder ist an frem-
den Sachen bedeutender Schaden entstanden, 
droht die Entziehung der Fahrerlaubnis für min-
destens ein halbes Jahr.  
 
Reformbestrebungen 
Bereits beim Verkehrsgerichtstag im Jahr 2018 
kamen Experten aus verschiedenen Bereichen zu 
dem Ergebnis, dass der Straftatbestand bei den 
Adressaten der Norm zu schwerwiegenden 
Rechtsunsicherheiten führe. Die Anforderungen, 
die der Paragraf an einen Unfallbeteiligten stellt, 
seien nicht eindeutig. Deshalb lautete die Emp-
fehlung an den Gesetzgeber unter anderem, den 
§ 142 StGB auf Verständlichkeit zu überprüfen 
und den Unfallbegriff und die Wartezeit am Un-
fallort gegebenenfalls zu präzisieren. Weiterhin 
sprach sich eine knappe Mehrheit des Arbeits-
kreises dafür aus, dass das unerlaubte Entfernen 
vom Unfallort bei Sachschäden nicht mehr im Re-
gelfall zu einer Entziehung der Fahrerlaubnis füh-
ren solle oder nur im Falle eines Fremdschadens 
von mindestens 10.000,00 Euro. 
 

 

Bild: Ralf Geithe auf Canva 
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Bundesjustizministerium holt Stellungnah-
men ein 
Offenbar hat sich das Bundesjustizministerium 
die Empfehlungen der Experten des Verkehrsge-
richtstags als Leitbild genommen und am 
12.04.2023 eine Vielzahl von Verbänden und Lan-
desjustizverwaltungen angeschrieben und um 
Stellungnahme gebeten. Aus dem Schreiben soll 
hervorgehen, dass künftig nur noch das uner-
laubte Entfernen vom Unfallort im Falle von Per-
sonenschäden strafbewehrt sein soll. Im Falle 
von Sachschäden soll das unerlaubte Entfernen 
nur noch als Ordnungswidrigkeit verfolgt und ge-
ahndet werden können. Zur Begründung wird 
ebenfalls die aus Sicht des BMJ bestehende Un-
klarheit der Norm herangezogen. In die Erwä-
gung werden auch lebensnahe Argumente einbe-
zogen, wie bspw., dass Unfallbeteiligte sich nach 
einem Unfall oftmals in einer Ausnahmesituation 
befinden. Weiterhin stelle der § 142 StGB eine 
Durchbrechung des Prinzips der Straflosigkeit 
der Selbstbegünstigung dar. Ein Vergleich mit der 
Rechtslage anderer Länder habe gezeigt, dass 
vielerorts ebenfalls zwischen Personen- und 
Blechschaden unterschieden wird.  
Dennoch sollen Unfallbeteiligte bei Sachschäden 
verpflichtet werden, den Sachschaden zu mel-
den, sodass dem Beweissicherungsinteresse des 
Geschädigten weiterhin Genüge getan werden 
soll. Andernfalls handelt der Unfallbeteiligte ord-
nungswidrig. Statt jedoch an eine konkrete War-
tezeit anzuknüpfen, erwägt das BMJ eine allge-
meine Meldestelle zu installieren.  
 
Die Unfallflucht in der anwaltlichen Praxis 
Die anwaltliche Praxis zeigt, dass sich Verkehrs-
teilnehmer nach einem Unfall oftmals falsch und 
strafbar verhalten, ohne dass es ihnen bewusst 

ist. Der Klassiker ist und wird auch künftig der 
Zettel unter dem Scheibenwischer bleiben. Im 
Rahmen von Erstberatungsgesprächen sind die 
Mandanten nicht selten fassungslos, wenn man 
darauf hinweist, dass es gerade nicht reicht, le-
diglich einen Zettel mit seinen Daten am beschä-
digten Fahrzeug zu hinterlassen. Jedoch scheinen 
die Staatsanwaltschaften weitestgehend sensibi-
lisiert und sind zu mandantenfreundlichen Lö-
sungen bereit, sofern sich der „Zettel“ glaubhaft 
nachweisen lässt. Das größere Problem ist nach 
meiner Auffassung weniger, dass auch bloße 
Sachschäden unter den Straftatbestand des 
§ 142 StGB fallen, sondern, dass in der Recht-
sprechung vielerorts bereits ab einem Sachscha-
den von 1.500,00 Euro ein bedeutender Schaden 
angenommen wird, was in der Regel zur Entzie-
hung der Fahrerlaubnis für mindestens ein hal-
bes Jahr führt. Deshalb ist weniger eine Gesetzes-
änderung als ein Umdenken in der Rechtspre-
chung mindestens wünschenswert.  
 
Sollten Sie ebenfalls mit dem Vorwurf des uner-
laubten Entfernens vom Unfallort konfrontiert 
sein, wenden Sie sich gerne an uns.  // 
 
[Detailinformationen: RA Philipp Burchert, Fachan-
walt für Verkehrsrecht, Telefon 0351 80718-68, bur-
chert@dresdner-fachanwaelte.de]  
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// Ein Blick auf EU-Recht 

Unsere (deutschen) Gesetze sind durchdrungen 
von europäischer Rechtsetzung, ohne dass dies so 
ohne Weiteres – schon gar nicht für den juristi-
schen Laien – erkennbar ist. Wie die Rechtsetzung 
im Zusammenspiel europäischer Organe erfolgt, 
soll an dieser Stelle nicht behandelt werden. Es 
würde den Rahmen sprengen. Der heutige Blick 
gilt nur dem Ergebnis, wobei lediglich zwei Rechts-
akte, die Verordnung und die 
Richtlinie, für den Einsteiger 
vorgestellt werden. 
 
Von der krummen Gurke zu 
Abschalteinrichtungen bei 
Dieselfahrzeugen 
Während sich der deutsche 
„Otto-Normal“-Verbraucher vor 
Jahrzehnten über europäische 
Rechtsetzungsakte vornehm-
lich lustig gemacht hat, partizi-
piert „er“ (und sie und es) in zu-
nehmendem Umfang von euro-
parechtlichen Rechtsakten und 
der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs.

Verordnungen der Europäischen Union, kurz 
EU-Verordnungen 
Die Verordnung ist schon äußerlich klar erkenn-
bar. Ihr „Erscheinungsbild“ bleibt unverändert. 
Sie hat meist „überdimensionierte“ Bezeichnun-
gen, die stets eine „abgekürzte“, aber inoffizielle 
Kurzbezeichnung für den praktischen Umgang 
erhält, trägt einen Zusatz, der je nach Entwick-
lungsstadium der europäischen Zusammenar-
beit entweder (EWG) – bis Nov 1993 oder (EG) – 
bis Nov 2009 oder (EU) lautet, gefolgt von der Ver-
ordnungsnummer und der Jahreszahl. 
 
Die Verordnung gilt bei Inkrafttreten in allen EU-
Ländern unmittelbar, ist in allen Teilen verbind-
lich und muss auch nicht – wie etwa die Richtlinie 
– in einzelstaatliches Recht umgesetzt (transfor-
miert) werden. Anders ausgedrückt: Die Richtli-
nie wird in deutschen Gesetzen (vom deutschen 
Gesetzgeber) „verpackt“ und damit meist un-
kenntlich gemacht, was vielfach zu Fehlern bei 
der Rechtsanwendung durch die Gerichte oder 
Behörden führen kann und führt.  
 
Fast ein jeder kannte die „Gurkenverordnung“: 
die VERORDNUNG Nr. 1677/88/EWG zur Festset-
zung von Qualitätsnormen für Gurken, gültig ab 

01.01.1989. 
Auf 5 Seiten sah sie Regelungen 
vom Mindestgewicht über die 
Färbung bis zur Krümmung ei-
ner Gurke vor, ergänzt um de-
taillierte Angaben über die Be-
schaffenheit von Gurken, etwa, 
dass die Güteklasse Extra und 
die Klasse I nur eine maximale 
Krümmung von zehn Millime-
tern auf zehn Zentimetern 
Länge aufweisen dürfen.  
 
Gerne „genommen“ auch die 
sogenannte „Fluggastrechte-
verordnung“: VERORDNUNG 
(EG) Nr. 261/2004.  

 

Bild: Gerd Altmann auf Pixabay 

 

Bildunterschrift: Leider nur Güte-
klasse III – schmeckt aber ge-
nauso 
Bild: Ratfink1973 auf Pixabay 
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Auf deren Grundlage können 
unmittelbar Entschädigungsan-
sprüche gegen Fluggesellschaf-
ten bei Flugverspätungen, Flug-
annullierung und Nichtbeförde-
rung gestützt werden.  
 
Nicht zu vergessen: die VER-
ORDNUNG (EU) 531/2012 – 
„Roaming-Verordnung“. Tele-
fonieren oder SMS versenden 
im europäischen Ausland wie 
zu Hause einschließlich Schutz-
mechanismen bei Nutzung mo-
biler Daten. 
 
Richtlinien der Europäischen Union 
Diese formulieren regelmäßig nur Ziele und ver-
pflichten die nationalen Gesetzgeber, dass sie 
diese „Vorgaben“ in nationales Recht umsetzen 
(transformieren). Die Nationalstaaten erhalten 
hierzu regelmäßig eine Frist (meist 2 Jahre), wo-
bei diesen die Wahl der Form und Mittel der Ziel-
erreichung überlassen wird. Die Richtlinien „ver-
schwinden“ dann sozusagen in einem „norma-
len“ nationalen Gesetz, wobei dem Rechtsanwen-
der dadurch verborgen bleibt, dass er es hier mit 
„Europarecht“ zu tun hat, denn das Warum der 
gesetzlichen Regelungen interessiert diesen sel-
ten.  
 
Die jeweilige Umsetzung durch die EU-Mitglieds-
staaten ist ein wenig wie beim Fleischer an der 
Theke: Darf es etwas mehr (oder weniger) sein?  
Ein Nationalstaat formuliert den Richtlinientext 
um, der andere „übersetzt“ in Landessprache 
„wörtlich“, was bei 24 Amtssprachen in der EU 
trotzdem zu Abweichungen (auch von der Zielset-
zung der Richtlinie) führen kann. 
 
Warum wäre die Erkennbarkeit – hier liegt Eu-
roparecht vor – wichtig? – Für die Auslegung! 
Während bei der Auslegung von Willenserklärun-
gen der wirkliche Wille zu erforschen ist, werden 
Gesetze vom geschulten deutschen Juristen 

grundsätzlich nach dem Wort-
laut ausgelegt. Nur ausnahms-
weise, zur Vermeidung von Wi-
dersprüchen, wird – selten – 
auch auf den Gesetzeszweck 
und dessen Entstehungsge-
schichte o. Ä. zurückgegriffen.  
 
Europarecht ist aber europa-
rechtlich auszulegen, weshalb 
für „umgesetzte“ Richtlinien die 
sogenannte „richtlinienkon-
forme Auslegung“ geboten 
wäre. Entspricht das nationale 

Gesetz mit seinen Einzelregelungen der Zielrich-
tung in der Richtlinie? Die „reine“ Wortlaut-Ausle-
gung wäre schlicht falsch und damit auch die Ur-
teile, weil – aus Unwissenheit – der europarecht-
liche Ursprung der (deutschen) Norm aus dem 
Auge verloren ging.  
 
Über die richtige Auslegung deutschen Rechts, 
das europäische Richtlinien nur umzusetzen 
hatte, wacht der EuGH (Europäischer Gerichts-
hof), der aber nur bei Anrufung – unter bestimm-
ten Voraussetzungen – aktiv wird.  
 
Mein Wunsch an den deutschen Gesetzgeber 
und die zahlreichen Gesetzestextherausgeber 
Verwendet für transformiertes europäisches 
Recht in deutschen Gesetzen doch einfach 
„blaue“ statt der „schwarzen“ Buchstaben. Im on-
line-Zeitalter dürfte das ja kein Problem mehr 
sein. Dann wäre Europa auch hier erkennbar!  
Und: Der altbewährte Grundsatz würde wieder 
stimmen: Ein Blick ins Gesetz erleichtert die 
Rechtsfindung.  // 
 
[Detailinformationen: RA Ralf Bärsch, Fachanwalt 
für Bau- und Architektenrecht, Tätigkeitsschwer-
punkte Schadens- und Versicherungsrecht sowie 
Verwaltungsrecht, Telefon 0351 80718-50, 
baersch@dresdner-fachanwaelte.de]  
 
 

 

 

Bild: Ahmad Ardity auf Pixabay 
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// Zehn Minuten nicht „gestochene“ Kaffeepause kann zur fristlosen Kündigung 
führen

Der Kündigungssachverhalt ereignete sich aufs 
Wesentliche zusammengefasst wie folgt: Eine 
Reinigungskraft hatte sich am Anfang ihrer 
Schicht bei der Zeiterfassung eingecheckt. Da-
nach ging sie jedoch in eine nahegelegene Kaf-
feebar, ohne sich auszuchecken. Der Arbeitgeber 
bemerkte dieses Fehlverhalten und konfrontierte 
die Reinigungskraft damit. Anfangs leugnete die 
Reinigungskraft ihr Fehlverhalten gegenüber 
dem Arbeitgeber, aber als dieser ihr anbot, Be-
weisfotos auf seinem Handy anzusehen, gab sie 
ihre Tat zu. 
 
Das mit der Sache befasste Landesarbeitsgericht 
urteilte dahingehend, dass die Kündigung der 

Reinigungskraft rechtens war. Wenn eine Zeiter-
fassungseinrichtung vorsätzlich missbraucht 
werde, sei das ein wichtiger Grund, welcher eine 
fristlose Kündigung rechtfertige, da der Vertrau-
ensbruch erheblich sei. Der Arbeitgeber müsse 
auf eine ordnungsgemäße Arbeitszeiterfassung 
seiner Mitarbeiter vertrauen können. Obwohl es 
in diesem Fall nur um zehn Minuten ging, hielt 
das Gericht eine Abmahnung für unnötig, da 
diese das Verhalten der Mitarbeiterin nicht geän-
dert hätte. Als entscheidend erachtete das Ge-
richt das Verhalten der Arbeitnehmerin nach der 
Tat, denn das Gericht wertete es als besonders 
schwerwiegend, dass die Arbeitnehmerin den Ar-
beitgeber gar auf ausdrückliche Nachfrage zu-
nächst anlog und den Betrug somit leugnete, da-
mit ihr Fehlverhalten versuchte zu verschleiern. 
 
Kontaktieren Sie uns gern, wenn Informations- 
oder Beratungsbedarf besteht bei der Begrün-
dung und Beendung von Arbeitsverhältnissen, 
bei der Klärung tarifrechtlicher Fragestellungen, 
bei der Erstellung von Abwicklungs- und Aufhe-
bungsvereinbarungen, dem Führen von Kündi-
gungsschutz- und Zahlungsklagen oder bei Fra-
gen zur Abfindung.  // 
 
[Detailinformationen: RA Carsten Fleischer, Fachan-
walt für Arbeitsrecht, Telefon 0351 80718-80, flei-
scher@dresdner-fachanwaelte.de]  
 
 
 

 
 

Bild: Preis_King auf Pixabay 

 

Aktuell, informativ, kostenfrei!  
Teilen Sie bitte Ihre E-Mail-Adresse einem Mitarbeiter unserer Kanzlei mit, senden Sie diese an info@dresd-
ner-fachanwaelte.de oder melden Sie sich selbst über unsere Homepage an: www.dresdner-fachanwaelte.de 
unter Aktuelles. Ihre persönlichen Daten werden selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte 
weitergegeben.  // 
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// Rechtsanwältin im Fokus 

Rechtsanwältin Bettina Weber ist Expertin für 
medizinrechtliche Belange in Dresden. Mit ihrer 
mehrjährigen Erfahrung aus der Tätigkeit in einer 
medizinrechtlich spezialisierten Kanzlei in Ham-
burg vertritt sie nun Mandanten in und um Dres-
den. (Zahn-)Ärzte schätzen neben ihrem Know-
How im Medizinrecht besonders ihre fachliche 
Verknüpfung zum Wettbewerbsrecht und das 
Verständnis für wirtschaftliche Interessen. Pati-
enten schätzen die individuelle und fachkundige 
Beratung sowie Betreuung durch die Fachanwäl-
tin für Medizinrecht.

Bettina Weber begeistert sich für die Natur. In ih-
rer Freizeit unternimmt sie mit der Familie ausge-
dehnte Spaziergänge.  // 
 
Link: 
https://www.dresdner-fachanwaelte.de/anwa-
elte/bettina-weber/ 
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